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Ö F F E N T L I C H E  N I E D E R S C H R I F T  

 
der 31. Sitzung des Haupt - und Finanzausschusses 
am Dienstag, 16.10.2018, 18:30 Uhr bis 19:45 Uhr 

 

 
 

Anwesenheiten 
 
Anwesend: 
Ausschussvorsitzender Christian Marx 
stellv. Ausschussvorsitzender Peter Dewald 
Ausschussmitglied Klaus Bölling 
Ausschussmitglied Richard Götte 
Ausschussmitglied Achim Jäger 
Ausschussmitglied Holger Jütte  (18:30 - 19:26 Uhr) 
Ausschussmitglied Edith Köhler 
Ausschussmitglied Elke Mittendorf 
 
Vom Magistrat: 
Bürgermeister Dr. Nico Ritz 
Erster Stadtrat Joachim Pauli  (19:36 - 19:45 Uhr) 
Stadtrat Karl Hassenpflug 
Stadtrat Udo Mittendorf 
 
Von der Stadtverordnetenversammlung: 
Stadtverordneter Hilmar Höse 
 
Von der Verwaltung: 
Fachbereichsleiter Ralf Debus 
 
 
Gäste: 
Keine 
 
Schriftführer: 
Schriftführer Erwin Haas 
 
 

 
Sitzungsverlauf 

 
Der Ausschussvorsitzende, Herr Marx, begrüßt die erschienenen Mitglieder des 
Ausschusses, Herrn Bürgermeister Dr. Nico Ritz, Herrn Stadtrat Karl Hassenpflug, 
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Herrn Stadtrat Udo Mittendorf und Herrn Stadtverordneten Hilmar Höse sowie Herrn 
Debus von der Verwaltung. 
 
Gegen Form und Frist der Einladung werden keine Bedenken erhoben. Der 
Ausschussvorsitzende, Herr Marx, stellt die Beschlussfähigkeit des Ausschusses 
fest. 
 

 

1. Antrag der SPD-Fraktion vom 26. Juni 2018 zur Abschaffung der 
Straßenbeiträge 

VL-167/2018 
1. Ergänzung 

 
Beschluss: 
Die am 1. November 1999 in Kraft getretene Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen wird mit Wirkung zum 1. Januar 2019 aufgehoben. Das 
Land Hessen wird aufgefordert, den Kommunen ausreichende Finanzmittel für 
die Erneuerung von Straßen zur Verfügung zu stellen. Eine mögliche 
Kompensation kann z. B. über die Anhebung des Grundsteuerhebesatzes 
erfolgen.  

 

 

1.1 Antrag der SPD-Fraktion, CDU-Fraktion und FWG-Fraktion zur 
Abschaffung der Straßenbeiträge 

VL-167/2018 
2. Ergänzung 

 
Herr Ausschussvorsitzender Marx bittet Herrn Debus die Beschlussvorlage 
hinsichtlich der Abschaffung der Straßenbeiträge zu erläutern. 
Herr Debus definiert zunächst nochmals den Begriff Straßenbeitrag und damit 
den Unterschied zum Erschließungsbeitrag. Er führt aus, dass es sich hier 
lediglich um die Abschaffung der Erhebung von Straßenbeiträgen handelt.  
Erschließungsbeiträge betrifft dies nicht. Erschließungsbeiträge werden 
gemäß Satzung dann festgesetzt, wenn eine Straße erstmals hergestellt wird 
(z. B. bisher Schotterweg). Straßenbeiträge hingegen werden nur dann 
festgesetzt, wenn Straßen grundhaft erneuert und instandgesetzt werden. 
Dabei kann die die Höhe der Festsetzung unterschiedlich sein (25 Prozent, 50 
Prozent und 75 Prozent). Dies richtet sich danach, ob es sich bei der Straße 
um eine übergeordnete gemeindliche Straße, eine gemeindliche Straße mit 
Durchgangsverkehr oder um eine gemeindliche Anliegerstraße handelt. Herr 
Debus berichtet weiter, anhand von fiktiven Zahlen gerechnet für einen 
Zeitraum von zehn Jahren, wann Straßenbeiträge festgesetzt werden können 
und in welcher Form sich der Ertrag der Straßenbeiträge auf das Ergebnis 
eines Jahresabschlusses auswirkt. Er führt aus, dass eine mögliche 
Kompensation durch eine Anhebung der Grundsteuersätze erfolgen kann, da 
die Grundsteuer jährlich eine gleichbleibende Einnahme erzeugen, die Kosten 
aber jährlich ansteigen und somit ein Ausgleich der Gesamtkosten mit den 
Gesamteinnahmen erst im zehnten Jahr erfolgt. Da aber das Land Hessen 
aufgefordert werden soll den Kommunen ausreichende Finanzmittel für die 
Erneuerung von Straßen zur Verfügung zu stellen und der Wegfall der 
Straßenbeiträge erfahrungsgemäß kaum Auswirkung im Jahr 2019 haben 
wird, könnte eine Kompensation durch die Anhebung der 
Grundsteuerhebesätze – wenn erforderlich- auch noch ab 2020 erfolgen. 
 
Bürgermeister Dr. Ritz unterstreicht die Aussage von Herrn Debus und 
ergänzt, dass in 2019 noch keine Ertragsausfälle von Straßenbeiträgen zu 
erwarten sind und man abwarten sollte, wie das Land Hessen eine 
Kompensation für hessische Kommunen regeln wird. Erst dann sollte man 
über eine Gegenfinanzierung nachdenken und beschließen. 
 
Zur Sache sprechen Herr Dewald Herr Götte und Herr Jäger. 
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Herr Dewald merkt an, dass das Land Hessen zukünftig eine Anfrage stellen 
wird in welcher Höhe in den vergangenen Jahren Straßenbeiträge erhoben 
wurden. Herr Debus berichtet, dass das Land dies bereits abgefragt hat. 
 
Herr Götte führt aus, dass bei dieser Vorgehensweise der Schuldenstand 
zunächst steigt und damit den städtischen Haushalt belastet. Er bezweifelt, 
dass Straßenbeiträge explizit durch den Hauseigentümer auf Mieter umgelegt 
werden können.  
 
Bürgermeister Dr. Ritz und Herr Debus berichten, dass es keine explizite 
Umlegung auf die Mieter gibt, sondern der Grundstückseigentümer die 
Möglichkeit,  hat einen höheren Mietpreis zu kalkulieren. 
 
Herr Dewald und Herr Götte merken an, dass die Abschreibungen für die 
erneuerten Straßen sich nach der durch das Land vorgegebenen Afa-Tabelle 
orientieren und nicht an den Laufzeiten der aufgenommenen Kredite. Somit 
würde der Haushalt auch dann noch belastet, wenn das Objekt bereits 
abgeschrieben wäre. 
 
Herr Jäger teilt diese Ansicht, findet aber den vorgeschlagenen Weg für die 
Bürgerinnen und Bürger als gerecht. Er fragt, welche Wirkung die Aufhebung 
der Satzung zum 1.1.2019 auf Straßenerneuerungsmaßnahmen hat die noch 
nicht endabgerechnet wurden. 
 
Herr Debus erläutert, dass Straßenerneuerungen vor dem 31.12.2018 
endabgerechnet sein müssen, d.h. die Schlussrechnung muss der Stadt 
Homberg vorliegen. Nur dann kann eine Festsetzung von Straßenbeiträgen 
erfolgen. Ist dies nicht der Fall, kann eine Festsetzung nach Wegfall der 
Satzung nicht erfolgen. 
 
Beschluss: 
Die am 1. November 1999 in Kraft getretene Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen wird mit Wirkung zum 1. Januar 2019 aufgehoben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Anwesend: 8 
Ja-Stimmen: 7 
Enthaltungen: 1 
 
 

2. Multifunktionshaus Marktplatz 15 
hier: Errichtung einer Parkplatzfläche für bis zu 12 Stellplätze 

VL-124/2017 
1. Ergänzung 

 
Herr Ausschussvorsitzender Marx erläutert den Sachverhalt und merkt an, 
dass die Planentwürfe zwei Varianten vorsehen. Er informiert die 
Ausschussmitglieder über den Beschluss des Ausschusses für Bau, Planung, 
Umwelt und Stadtentwicklung und bittet um Wortmeldungen. 
 
Zur Sache sprechen Herr Dewald, Herr Götte und Herr Bölling. 
 
Herr Dewald stellt in Frage, ob überhaupt weitere Parkplätze in der Innenstadt 
erforderlich sind. Die Kosten hierzu sind nach seiner Ansicht zu hoch und 
damit unwirtschaftlich.  
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Bürgermeister Dr. Ritz führt aus, dass die Schaffung von Parkplätzen in der 
Innenstadt immer wieder kommen wird, wenn in der Innenstadt größere 
Veränderungen durch Baumaßnahmen anstehen. Er schlägt vor den 
Tagesordnungspunkt zu vertagen, um weitere Informationen mit dem Planer 
in einem gemeinsamen Besichtigungstermin einzuholen, und damit die 
Entscheidungsfindung leichter und transparenter zu machen. 
 
Herr Dewald ist über die Vertagung irritiert, da in der gestrigen Sitzung des 
Ausschusses Bau, Planung, Umwelt und Stadtentwicklung dahingehend noch 
nicht nachgedacht wurde. 
 
Herr Götte fragt was geschieht wenn dort keine Parkplatzfläche hergestellt 
wird? 
 
Bürgermeister Dr. Ritz führt aus, dass an Stelle der Parkfläche dann die 
Technik für das Multifunktionshaus Marktplatz 15 eingerichtet wird und damit 
auch förderungsfähig. 
 
Herr Bölling kritisiert die Argumentation hinsichtlich der weiteren 
städtebaulichen Entwicklung. Er unterstreicht den Vorschlag von 
Bürgermeister Dr. Ritz und merkt an, dass es nur dann eine zielführende 
städtebauliche Entwicklung in der Innenstadt gibt, wenn die Schaffung von 
attraktivem Wohnraum im Innenstadtbereich vorangetrieben wird. Hierzu zählt 
auch die Schaffung von entsprechendem Parkraum in der Innenstadt. Darüber 
diskutiere man schon seit Jahren in den politischen Gremien, so Herr Bölling. 
 
Herr Götte fragt ob durch die Verschiebung der Zeitplan für die Umsetzung 
des Projekts M15 eingehalten werden kann. 
 
Bürgermeister Dr. Ritz berichtet, dass für das Projekt M15 schon erhebliche 
Kosten für Planungsleistungen entstanden sind und durch die vorgesehenen 
Abbrucharbeiten weitere Kosten entstehen und der Beginn der Maßnahme 
hinsichtlich der Förderung damit gewährleistet ist. 
 
Beschluss: 
Der Tagesordnungspunkt wird zur Beratung und Beschlussfassung auf die 
nächste Stadtverordnetenversammlung verschoben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Anwesend: 8 
Ja-Stimmen: 6 
Enthaltungen: 2 
 
 

3. Neukonzeption Rathaus 
hier: Erste konkrete Schritte 

VL-218/2018 
1. Ergänzung 

 
Herr Marx erläutert den Sachstand zu den ersten Schritten der Neukonzeption 
Rathaus und informiert über die Beschlusslage aus der Sitzung des 
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Stadtentwicklung. Derzeitig bietet 
sich die Gelegenheit den Abbruch in Verbindung mit dem Projekt Marktplatz 
15 durchzuführen und damit Kosten von 20 bis 30 % einzusparen. Die 
entsprechende Freifläche kann für eine bessere Baustelleneinrichtung für das 
Projekt M15 genutzt werden. 
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Zur Sache sprechen Herr Götte, Frau Mittendorf, Herr Jäger und Herr Stadtrat 
Mittendorf. 
 
Herr Götte befürchtet, dass bei Abriss der rückwärtigen Gebäude von 
Obertorstraße 1 das Hauptgebäude und angrenzende Liegenschaften 
abrutschen könnten. 
Bürgermeister Dr. Ritz erwidert und teilt diese Ansicht nicht. Er berichtet, dass 
es Konsens ist, dass der Anbau am Gebäude Obertorstraße 1 nicht 
erhaltenswert ist und es unwirtschaftlich ist weiterhin Kosten für die 
Unterhaltung aufzuwenden. Durch den Abriss entstehen nur minimale 
finanzielle Aufwendungen zur Verbesserung der räumlichen Situation des 
Hauptgebäudes Obertorstraße 1. 
 
Frau Mittendorf tritt dafür ein, dass vor Beginn von Abrissarbeiten am 
rückwärtigen Gebäude zunächst die endgültige Verwendung und Nutzung des 
Hauses durch die städtischen Organe festgelegt wird. 
 
Herr Jäger sieht keine zeitliche Not den Abriss der rückwärtigen Gebäude 
voranzutreiben und möchte, dass erst die Planungswerkstattergebnisse zum 
Projekt „Neukonzeption Rathaus“ vorliegen. 
 
Stadtrat Mittendorf fragt wo und wie die Mitarbeiter die derzeitig dort arbeiten 
untergebracht werden sollen. 
 
Bürgermeister Dr. Ritz erläutert nochmals, dass in der unteren Ebene die 
Ordnungsverwaltung in den Anbau des Rathauses umzieht, da der Abbruch 
des Anbaues vor Abschluss der Planungen derzeitig nicht erfolgt. Im 
Obergeschoss von Obertorstraße 1 arbeitet zukünftig nur ein Mitarbeiter, da 
Herr Stöcker in Kürze in den Ruhestand geht. Dieser Mitarbeiter wird seinen 
neuen Arbeitsplatz im vorderen Bereich der jetzigen Bauverwaltung haben, da 
im Zuge der Neustrukturierung der technischen Betriebe ein Platz frei wurde. 
Er weist wiederholt darauf hin, dass durch den Abriss keine Tatsachen zum 
Standort der Verwaltung geschaffen werden und die endgültige Festlegung 
erst nach der Planungswerkstatt erfolgen werde. Ziel ist es, im 
Zusammenhang mit dem Abriss bei der Umsetzung des Projekts  M15 Kosten 
für den Abriss und die weitere Unterhaltung einzusparen. 
 
 
Beschluss: 

1. Das Projekt „Neukonzeption Rathaus“ soll weiter vorangetrieben 
werden. Hierzu soll in einem nächsten Schritt eine sog. 
„Planungswerkstatt“ durchgeführt werden. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Anwesend: 7 
Ja-Stimmen: 7 
 
 
Beschluss: 
2. Die rückwärtigen Bauten hinter dem Gebäude Obertorstraße 1 sollen 
 abgebrochen werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 

 
Anwesend: 7 
Ja-Stimmen: 3 
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Nein-Stimmen: 4 
 
Damit ist der Abbruch der rückwärtigen Bauten abgelehnt. 

 

 
Beschluss: 
3. Die Durchführung der beschriebenen „Planungswerkstatt Rathaus“ dürfte 

inkl. einer umfangreichen Vor- und Nachbereitung Kosten i. H. v. 
10.000,00 € auslösen.  

 Die Finanzierung erfolgt über die Investitions-Nr. 3030301501 
(Umstrukturierung Rathaus). Der Sperrvermerk wird insoweit aufgehoben. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Anwesend: 7 
Ja-Stimmen: 7 
 
 

 

4. Straßenbau- und -sanierungskonzept VL-216/2018 
1. Ergänzung 

 
Herr Marx erläutert die Beschlussvorlage. Es gibt keine Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 
Die im Entwurf beigefügte Prioritätenliste wird zustimmend zur Kenntnis 
genommen. Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser Grundlage weiter zu 
arbeiten und diese Prioritätenliste bei künftigen Planungen zu berücksichtigen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Anwesend: 7 
Ja-Stimmen: 7 
 
 

5. Verschiedenes  
 
Es gibt keine Wortmeldungen. 
 

 
 
 
 
 
Christian Marx Erwin Haas 
Ausschussvorsitzender Schriftführer 
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